
militaristischer Auffassungen dienen, Vereine oder Gesellschaften zu 
bilden. Dieses Recht kann auch nicht durch Vorbeugungsmaßnahmen 
beschränkt werden.

Das Recht, Vereinigungen zur Förderung der Lohn- und Arbeits­
bedingungen zu bilden, ist für jedermann gewährleistet. Alle Abreden 
und Maßnahmen, welche diese Freiheit einzuschränken oder zu be­
hindern suchen, sind rechtswidrig und verboten. Die anerkannten 
Gewerkschaften stehen unter dem Schutz der Republik.

Die Republik tritt für eine zwischenstaatliche Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Arbeiter und Angestellten ein, die für die 
gesamte arbeitende Klasse der Menschheit ein allgemeines Mindest­
maß der sozialen Rechte erstrebt.

Artikel 15

Jeder Bürger hat ein Recht auf Arbeit. Es ist Aufgabe der 
Republik, durch Wirtschaftslenkung jedem Bürger Arbeit und Lebens­
unterhalt zu sichern.
. Soweit ihm angemessene Arbeitsgelegenheit nicht nachgewiesen 

werden kann, wird für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt.

Artikel 16

Jeder Arbeitende hat ein Recht auf Urlaub und Erholung, auf 
Versorgung bei Krankheit und im Alter nach Maßgabe der Gesetze.

Der Sonntag, die Feiertage und der 1. Mai sind Tage der Arbeits­
ruhe und stehen unter dem Schutz der Gesetze.

Zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der arbeiten­
den Bevölkerung, zum Schutze der Mutterschaft und zur Vorsorge 
gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität, Arbeitslosig­
keit und sonstigen Wechselfällen des Lebens schafft die Republik ein 
einheitliches, umfassendes Versicherungswesen auf der Grundlage der 
Selbstverwaltung der Versicherten.

Artikel 17

Die Arbeiter und Angestellten sind an der Regelung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen sowie an der wirtschaftlichen Entwicklung 
der produktiven Kräfte gleichberechtigt mit den Unternehmern 
beteiligt.

Die Arbéiter und Angestellten nehmen diese Rechte durch Ge­
werkschaften und Betriebsräte wahr.
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